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Benjamin Wirth

Marco Agostini (59), der Landrat
aus Pfeffingen, ist ein Politiker,
der gern mit unkonventionellen
Ideen, teils ausgefallenen, norm-
widrigen Vorschlägen auf sich
aufmerksam macht. Er scheut
sich nicht, gegen den Strom zu
schwimmen, auch eine andere
Meinung als die der eigenen Par-
tei, der Grünen, zu vertreten.

So betont er stets: «Ichmache
nicht Politik, ummeine Kollegen
zu beeindrucken.» Ein Beweis:
Agostini stösst zurzeit eine De-
batte an, die im Baselbiet lange
unter den Teppich gekehrt wor-
den ist. «Wirmüssendarüberdis-
kutieren, ob die grossen Spital-
standorte auf dem Bruderholz
und in Liestal künftig noch Sinn
ergeben», sagt er.

Ein Abriss der grössten Kran-
kenhäuser des Landkantons also
– für den grünen Parlamentarier,
seit kurzem Mitglied der Basel-
bieter Finanzkommission: «eine
vorstellbare Option». Er meint:
«Dass dies erst mal nach Tabula
rasa klingt, kann ich nachvoll-
ziehen. Aber ich möchte konst-
ruktiv bleiben, das ist mir ganz
wichtig.» So sei dies eineMöglich-
keit, die Sinn ergebe, «vor allem
weil wir im Gesundheitswesen
einen Neuanfang brauchen».

«Einfach zu alt»
Brisant: Seit ein paarTagenwird
in der Region bereits laut über
eine Spitalfusion nachgedacht.
Nachdem das Projekt zwischen
dem Kantonsspital Baselland
(KSBL) und demBaslerUnispital
2019 an der Urne bachab gegan-
gen ist, bringen die Basler Sozial-
demokraten zusammen mit der
SP Baselland die Ideewieder auf
den Tisch.

War es vor vier Jahren die
basel-städtische Stimmbevölke-
rung, die die Fusion bodigte,
stand imLand eineMehrheit hin-
ter der ambitionierten Vorlage.
Auch die Baselbieter Grünen
sprachen sich fürdie Zusammen-
legung der Spitäler aus.

Nun sagt Agostini: «Eine Fu-
sion löst weder die finanziellen

noch die pflegerischen Proble-
me.» Er kritisiert, die beiden
KSBL-Standorte sowie das Uni-
spital seien ganz generell «ein-
fach zu alt».Aus seiner Sicht gibt
es nun zwei Optionen. Entweder
«wurstelt» jeder Kanton allein
weiter und saniert die Spitäler
mit staatlichen Subventionen.
«Doch dann fordere ich, dass die
Kantone den Parlamenten sowie
demVolk reinenWein einschen-
ken», sagt der Landrat.

Eine andereMöglichkeitwäre
der Abriss der beiden KSBL-
Standorte Bruderholz und Lies-
tal sowie die Errichtung eines
«neuen, rein auf die Grundver-
sorgung optimierten Spitals etwa
im Raum Hagnau/Dreispitz». In
Baselland hätte jede Talschaft
ihre eigene Notfallstation, und
das heutige Unispitalwürde sich
auf wenige Spitzenmedizin-
Spezialkliniken fokussieren, so
Agostinis Vorstellung.

Misstöne dominieren
In der Region Basel sorgte indes
die Frage nach der gemeinsamen
Gesundheitsplanung zwischen
Basel und Liestal zuletzt für
Spannungen. Sei es die Aufre-
gung um die Finanzspritze für
das Felix-Platter-Spital oder die
geplante Dialysestation des Uni-
spitals in Reinach: In derbikanto-
nalen Gesundheitspolitik domi-
nieren zurzeit die Misstöne.

Es ist auch dieserMissmut,der
Agostini nachdenken liess. Er
erklärt: «Ein solches zentralisier-
tes Superspital würde bewusst
auf Spitzenmedizin und ärztliche
Königreiche verzichten. Nur
Grundversorgung: Der Mensch,
diemedizinischeQualität unddie
Pflege stehen im Zentrum.»

Durch die modernen Prozes-
sewürde sich zudemdieArbeits-
qualität für die Mitarbeiter ver-
bessern, ist sich der Landrat
sicher. Denn: «Grössere Teams
ermöglichen bessere Vertretun-
gen und gegenseitigesHelfen.Ein
neues Superspital lockt alsomehr
sowie besseres Personal an.»

Weitermachenmit den bishe-
rigen Spitälern sei hingegen «ein
teures Flickwerk». Eine grund-

legende und umfassende Sanie-
rung der Standorte Bruderholz
und Liestal würde Baselland ge-
mäss Agostini etwa zwischen
«200 und 300 Millionen Fran-
ken» kosten.

Tatsächlich warnte die Sub-
kommission für Spitalkosten der
Baselbieter Finanzkommission

in den letzten Jahren immerwie-
der vor explodierenden Kosten
im Gesundheitswesen sowie vor
der kritischen Eigenkapitalquote
des KSBL,die die Staatskasse und
die Steuerzahler stark belasten
könnten. Erst diesenMontag ha-
ben die Gesundheitsdirektoren
der beiden Basel, Lukas Engel-
berger aus der Stadt und der
Baselbieter Thomi Jourdan, ihre
neusten Sparmassnahmen für
die gemeinsameGesundheitsre-
gion präsentiert. Unter anderem
wollen sie jährlich 7 Millionen
Franken sparen, indem sie eine
ambulante Zulassungssteuerung
einführen.

DazumeintAgostini: «7Milli-
onen sindviel Geld, aberdennoch
nur ein Tropfen auf den heissen
Stein. Die KSBL-Standorte Bru-
derholz und Liestal sowie das
Unispital verschlingen jährlich
ein Vielfaches.» In allererster
Linie sei es ihmalso einAnliegen,
dass diese «horrenden Ausga-
ben» im Gesundheitswesen den
Menschen bewusst seien.

Das Superspital sei eineAlter-
native. Einen entsprechenden
Vorstossmöchte derLandrat zur-
zeit dennochnicht lancieren. «Ich
möchte von der Regierung und
in den Kommissionen erst mal
ein Feedback erhalten.»

Lautes Nachdenken über einen Abriss
KSBL-Spitäler Liestal und Bruderholz Landrat Marco Agostini (Grüne), Befürworter eines zentralisierten Super-Krankenhauses,
holt zum Rundumschlag aus. Er kritisiert das Unispital sowie die Spitalfusion 2.0.

Wäre eine Zentralisierung die Lösung für das oftmals überlastete Spitalpersonal? Foto: Florian Bärtschiger

AnfangNovemberwurde der SP-
Gemeinderätin Silvia Stucki das
Ressort «Kinder und Familie»
entzogen. Dies nach einer Ein-
wohnerratssitzung, in der sie
nicht die Meinung des Gemein-
derats repräsentiert haben soll.
Stucki soll damit das Kollegiali-
tätsprinzip verletzt haben, be-
gründete der Gemeinderat. Der
ungewöhnliche Beschlusswurde
von diversenMedien aufgenom-
men. «Wieder knallts in All-
schwil», titelt «PrimeNews» und
bei der bz «streitet der Gemein-
derat öffentlich».

Kurz nach der medial ausge-
tragenen Ressort-Rochade mel-
det sich derAllschwiler SVP-Par-
teipräsident Patrick Kneubueh-
ler bei der BaZ per Mail: Ob
Interesse bestehe, die Sicht von
einem Teil der Schulräte, der
Schule unddes bürgerlichenTeils
des Gemeinderates zur Proble-
matik mit Frau Stucki anzuhö-

ren, fragt Kneubuehler in dem
Schreiben. Und weiter: «Wie Sie
sich vermutlich denken können,
weicht diese beträchtlich von der
Wahrnehmung und Darstellung
von Frau Stucki ab.»

So kommt es am Montag-
abend zum Treffen der BaZ mit
Kneubuehler, der ehemaligen
Mitte-Schulratspräsidentin Lau-
ra Spielmann-Avellina, FDP-Ge-
meinderätin Nicole Nüssli und
demneuen Schulratspräsidenten
Sebastian Hersberger. Gleich zu
Beginn versichern die Anwesen-
den – bis auf Spielmann-Avellina
alle aus dem bürgerlichen Lager
–, dass sie weder die Interessen
der Parteien noch der Behörden
vertreten, bei denen sie ein Amt
bekleiden.

«Massivste Probleme»
Es heisse jetzt, Stucki sei das
Ressort entzogen worden, weil
sie sich für einen vierten Schul-

standort engagiert habe, sagt
Kneubuehler und wendet ein:
«Das stimmt einfach nicht. Wir
haben mit Frau Stucki seit 2020
massivste Probleme.»

Man habe im Schulrat beim
Thema der Schulraumplanung
über Klassengrössen diskutiert,
bereits da habe man länger kei-
nen Konsens gefunden. «DerGe-
meinderat und auch der Schul-
rat haben Stucki lange gestützt»,
so Kneubuehler

Dieses Thema unter dem
Aspekt von Machtspielen zu be-
handeln, sei aus Sicht des Ge-
meinderats falsch, sagt Nicole
Nüssli, die sich in einer vermit-
telnden Rolle sehe. Es sei keine
Verschwörung gegen Stucki im
Gange, sagt Nüssli und meint:
«Die Rochade war die mildeste
Massnahme. Insbesondere weil
wir das Ressort auch an eine an-
dere Partei hätten geben können.»
Die Forderung nach ihremRück-

tritt sei schon lange imRaumge-
standen, sagt Nüssli. Und: «Wir
haben gemacht, was wir konn-
ten.» Es habe einen rundenTisch
mit einem Externen gegeben
und Kontakte zur kantonalen
Ombudsstelle. Der Kanton habe
verlangt, dass man die Unstim-
migkeiten bereinige, sagt Nüssli.
«Es war fünf vor zwölf.»

Durch die angeblichen stän-
digen Einwände Stuckis sei es
immerwieder zuVerzögerungen
gekommen, sagt auch Laura
Spielmann-Avellina: «Eigentlich
möchte der Schulrat mit dem
Gemeinderat zusammenarbei-
ten.» Das ständige Vertreten der
eigenen Meinung im jeweiligen
Gremium, wie das Stucki vorge-
worfenwird,mache aber die Zu-
sammenarbeit unmöglich. «Das
ganzeVertrauenwurde zerstört.»

Gestern bot diese Zeitung Frau
Stucki die Gelegenheit zu einer
Stellungnahme – sie veranlasste

daraufhin eine Pressekonferenz
im Gewerkschaftshaus. Begleitet
wurde Stucki von SP-Gemein-
derat Andreas Bammater, Neu-
Schulrat Martin Imoberdorf und
SP-Fraktionspräsident Jean-Luc
Perret. Stucki hat ein Rechtsgut-
achtenvon einemAdvokatenmit-
gebracht, mit dem sie später an-
zweifeln wird, dass im Schulrat
angemessenvorgegangenwurde.

Sie betont, dass es um«Trans-
parenz, Vertuschen, Verschlep-
pen» gehe. Es gehe auch um ein
verdrehtes Rollenverständnis.
Dass ihr dies vonseiten Gemein-
derat ebenso vorgeworfen wer-
de, sei ihr bewusst. «Ich staune,
dass gesagtwird, ich hätte das im
Schulrat nicht vertreten. Ich ver-
stehe nicht,warummanmir das
vorwirft», sagte sie. Sie habe eine
Anhörung beim Schulrat gehabt
und sich bemüht, das Gespräch
zu suchen. «Im Frühling kam
es von mir zu einer aufsichts-

rechtlichenAnzeige an den Kan-
ton», offenbart sich Bammater
schliesslich. Er lehne sich weit
aus dem Fenster.Weil er es nicht
mehr aushalte,wiemit Dreck ge-
worfen werde.

Damals sei es um einen Sach-
verhalt gegangen, der unrecht-
mässig abgehandelt worden sei.
Mit einer externen Begleitung
habe sich der ganze Gemeinderat
des Themenbereichs angenom-
men. «Wir haben einen Verhal-
tenskodex erarbeitet. An diesen
hat sich beispielsweise Nicole
Nüssliwiederholt nicht gehalten.»
Sie soll zu ihm gesagt haben: «In
achtMonaten sindWahlen.Wenn
du Krieg haben willst, kannst du
ihn haben.» Das streitet Nüssli
später nicht ab. Sie habe Bamma-
ter erklärenwollen,was ermit der
völlig haltlosen Anzeige auslösen
würde.

Tanja Opiasa

Stucki-Gate im Gemeinderat artet aus
Schlammschlacht in Allschwil Ist die Verflechtung von Schulrat und Gemeinderat in Allschwil zum Scheitern verurteilt?

«Eine Fusion
löst weder die
finanziellen noch
die pflegerischen
Probleme.»
Marco Agostini
Baselbieter Landrat (Grüne)
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Oliver Sterchi

Für viele Studiengänge gilt: Der
Bachelor dauert sechs Semester,
derMaster danach vier. Zehn Se-
mester, fünf Jahre, eine Diplom-
feier, ein Blumenstrauss und
dann loslegen mit dem Berufs-
leben.

Zumindest in der Theorie.
Praktisch dauert das Studiumbei
vielen länger. Das kann unter-
schiedliche Gründe haben. Viele
Studierende arbeiten neben der
Uni, um sich die Ausbildung zu
finanzierenundwertvolleArbeits-
erfahrung zu sammeln.

Allerdings gibt es auch Leute,
bei denen sich das Studiumüber
Jahre in die Länge zieht, ohne
dass sich einAbschluss abzeich-
nenwürde. Langzeitstudierende
nenntman diese Kommilitonin-
nen und Kommilitonen, die teil-
weise länger als das Doppelte der
Regelstudienzeit an der Hoch-
schule verbringen.

Gegen dieses Phänomen will
die Universität Basel nun vorge-
hen. Man sei aktuell daran, «für
denUmgangmit Langzeitstudie-
renden eine Richtlinie auszuar-
beiten», sagt der Sprecher der
Uni Basel Matthias Geering ge-
genüber der BaZ. Das Arbeits-
papierwerde derzeit in verschie-
denen Gremien diskutiert und
soll bis im Frühjahrssemester
2024 beschlussbereit sein.

Zu den inhaltlichen Details
will die Uni zurzeit keine Anga-
ben machen.

«Die Geldstrafe träfe
die Falschen»
Dabei könnten diese durchaus
Zündstoff bieten:Mitte-Grossrat
Bruno Lötscher-Steiger will
nämlich vom Vorstand der Stu-
dierendenvertretung Skuba ge-
hört haben, dass konkret eine
Verdoppelung der Studienge-
bühren für Langzeitstudenten
geplant sei.

So sollen Bachelorstudieren-
de, die das zwölfte Semester
überschritten haben, pro Semes-
ter 1700 Franken statt die regu-
lären 850 Franken bezahlen.

Lötscher-Steiger hat deshalb
im Parlament einenVorstossmit
Fragen an die Regierung einge-

reicht, in dem er diesen angeb-
lich geplanten Schritt der Uni
kritisiert. «Sollte diese Planung
umgesetzt werden, trifft dies in
besonders gravierender Weise
vor allem Studierende aus sozial
benachteiligten Verhältnissen
und solche, die mit gesundheit-
lichen Problemen zu kämpfen
haben», schreibt der Mitte-Poli-
tiker in der Interpellation.

UnisprecherMatthias Geering
will Lötscher-Steigers Befürch-
tung inhaltlich nicht kommen-
tieren. Weder bestätigt er einen
solchen Verdoppelungsmecha-
nismus, noch dementiert er ihn.

Die Sache treibt Lötscher-
Steiger ernsthaft um: «Ich bin
aus allenWolken gefallen, als ich
das gehört habe.» Es dürfe nicht
sein, dass berufstätige oder ge-

sundheitlich angeschlagene Stu-
dierende bestraft würden.

«Es kann viele Gründe geben,
weshalb jemand länger an der
Uni ist. Die Geldstrafe träfe defi-
nitiv die Falschen», so Lötscher-
Steiger, der in seinem Vorstoss
auch wissen will, welchen Spar-
effekt sich die Uni von einer sol-
chen Massnahme verspricht.

Uni Bernmit
radikalem Schritt
Fakt ist: Die Ideemit derVerdop-
pelung der Studiengebühren ist
nicht neu. Die Universität Basel
stellte diese Massnahme bereits
2019 in einem internen Bericht
zurDiskussion, über den damals
die «Schweiz am Wochenende»
berichtete. Gemäss Bericht hät-
te diese Massnahme perHerbst-

semester 2021 in Kraft treten sol-
len. Offenbar kam es zu einer
Verzögerung. Gut möglich also,
dass dieser Schritt nun tatsäch-
lich vollzogen werden könnte.

Im Herbst 2019 waren an der
Uni Basel 360 Langzeitstudie-
rende immatrikuliert. 219 auf Ba-
chelorstufe, 141 auf Masterstufe.
Am stärksten betroffen war –
wenig überraschend – die Philo-
sophisch-Historische Fakultät
mit insgesamt 171 Langzeit-
studierenden.

Fakt ist auch, dass einige
andere Schweizer Unis solche
Mechanismen bereits eingeführt
haben. Einen radikalenWeg geht
die Uni Bern: Dort verdoppeln
sich die Gebühren für Langzeit-
studierende nach dem zwölften
Semester für jedes weitere

Semester. Die Regelung gilt be-
reits seit 2015. Und sie hatte of-
fenbar einen Effekt: «Seit 2015
hat die Zahl der Studierenden
mit sehr hohen Semesterzahlen
deutlich abgenommen», teilt die
Medienstelle der Uni Bern auf
Anfrage mit.

Allgemein vergleichendeAus-
sagen könnten indes nicht ge-
macht werden, weil vor 2015
keine entsprechenden Daten er-
hobenworden seien.Mit diesem
Mechanismus steigen die Studi-
enkosten indes mit der Zeit ins
Astronomische.Wie die Uni Bern
weiter mitteilt, beträgt der
Höchstbetrag, den ein Student
unter diesen Bedingungen je-
mals entrichten musste, 12’055
Franken. Soweitwird es in Basel
wohl nicht kommen.

Langzeitstudierende sollenmehr zahlen
Schluss mit Trödeln Die Universität Basel arbeitet aktuell eine entsprechende Richtlinie aus.
Diese soll im Frühling 2024 vorliegen. Ein Mitte-Grossrat befürchtet höhere Studiengebühren.

Wer übermässig lange studiert, könnte künftig stärker zur Kasse gebeten werden: Studierende an der Uni Basel. Symbolfoto: Christoph Stulz

Weil die Jahresrechnung 2021
deutlich besser ausfiel als ge-
dacht, sagte der Reinacher Ge-
meinderat Anfang 2022 die vor-
gesehene zweite Tranche der
Steuererhöhung kurzfristig ab.
Es war dies ein Zeichen, dass es
der Gemeinde dank höherer
Steuereinnahmen während der
Pandemiejahre, eines Sparpro-
gramms und des Verkaufs des
gemeindeeigenen Kabelnetzes
finanziell wieder besser geht.

In der zweitletzten Einwoh-
nerratssitzung des Jahres am
Montagabend – an der traditio-
nell über den Jahres- und Ent-
wicklungsplan und damit über
das Budget diskutiertwird –wur-
de aber deutlich, dass Reinach
das Gröbste noch längst nicht
überstanden hat. Für das kom-
mende Jahr plant derGemeinde-
rat bei Gesamtausgaben von

knapp 111 Millionen Frankenmit
einem Verlust von rund 2,4 Mil-
lionen Franken.

Man habe zu Beginn auf einen
Überschuss gehofft, erklärte Ge-
meindepräsidentMelchiorBuchs
(FDP). Doch im letzten Augen-
blick der Budgetierung sei die
Hiobsbotschaft gekommen, dass
den Gemeinden höhere Pflege-
kosten angerechnetwürden. Für
das kommende Jahr macht dies
für Reinach Mehrkosten von
1,9 Millionen Franken aus.

Die Pflegekosten stiegen in
den vergangenen Jahren schon
so um jährlich rund zehn Pro-
zent. Grundsätzlich steigen die
Kosten in den BereichenGesund-
heit und Alter überproportional
zu den Steuereinnahmen. Das
untere Baselbiet sei von dieser
Entwicklung stärker betroffen
als die ländlichen Gebiete im

Kanton, weil in der Agglome-
ration verhältnismässig mehr
ältere Menschen lebten, meinte
Melchior Buchs.

Bei den Steuereinnahmenvon
natürlichen Personen blickt Rei-
nachs Gemeindepräsident «rela-
tiv positiv» in die Zukunft. An-
ders sehe es bei den juristischen
Personen aus. In Gesprächenmit
grösseren Firmen habe sich ge-
zeigt, dass die Auftragseingänge
fürdas kommende Jahrnicht sehr
gut aussähen.Dies hätte stagnie-
rende oder sogar sinkende Steu-
ereinnahmen zurFolge, so Buchs.

Melchior Buchs machte klar,
dass Reinach finanziell gesehen
noch längst nicht über den Berg
ist. Er setzt die grösstenHoffnun-
gen in die Revision des horizon-
talen Finanzausgleichs.

Diese sieht vor, dass die fi-
nanzstarkenGemeindenweniger

an die finanzschwachenGemein-
den abgeben müssen.

Kommt der vorliegende Vor-
schlag im Landrat durch, würde
dies Reinach bis in zehn Jahren bis
zu zweiMillionen Franken anEin-
sparungen jährlich bringen. Ein
erneutes Sparpaket komme für
den Gemeinderat nicht infrage.

Wachstumsstrategie
gescheitert?
Sollten dieMassnahmen zurEin-
dämmung des Kostenwachs-
tums, vor allem aber die Revisi-
on des Finanzausgleichs nicht
gelingen, würden Steuererhö-
hungen wieder zum Thema,
warnte Melchior Buchs. Aktuell
liegt der Steuerfuss bei 54,5 Pro-
zent. Positiv stimme die Eigen-
kapitaldecke von 80 Millionen
Franken. Kritik äusserte Einwoh-
nerrätin Katrin Joos (Grüne).

Das vomGemeinderat strategisch
verfolgte Bevölkerungswachstum
bringe nicht nur höhere Steuer-
einnahmen, sondern auch deut-
liche Mehrkosten mit sich. Seit
2014 seien die Personalkosten der
Gemeinde um ein Drittel gestie-
gen, so Joos. «DieWachstumsstra-
tegie des Gemeinderats scheint
nicht aufzugehen.Dafürwird Rei-
nach nahezu gnadenlos zuge-
baut», sagte sie.

Melchior Buchs entgegnete:
«Die Korrelation zwischenBevöl-
kerungswachstum und Kosten-
wachstum ist gering.Die grösste
Korrelation findet dort statt, wo
die Gemeinde immer mehr Auf-
gabenübernehmenmuss– selber
durch den Einwohnerrat be-
stimmt oder vom Kanton auf-
erlegt.»

Tobias Gfeller

Reinach kämpft mit massiv steigenden Pflegekosten
Steuererhöhungen wieder Thema Eigentlich geht es der Gemeinde finanziell wieder besser. Doch gut sei die Situation noch längst nicht.

«Die
Wachstumsstrategie
des Gemeinderats
scheint nicht
aufzugehen. Dafür
wird Reinach
nahezu gnadenlos
zugebaut.»

Katrin Joos
Einwohnerrätin Grüne

Rücktritt imBankrat
der BLKB
Neubesetzung Stephan Naef, seit
2015 Mitglied des BLKB-Bank-
rats, wir per Ende Juni 2024 von
seinem Amt zurücktreten. Das
teilte der Kanton Basel-Land-
schaft gestern mit. Seine Nach-
folge wählt die Baselbieter
Regierung voraussichtlich im
kommenden Frühling. Zusätz-
lich zur Neubesetzung wird der
Bankrat um einweiteresMitglied
ergänzt. Ab dem 1. Juli wird er
neu aus acht Mitgliedern beste-
hen.Die beidenMandatewerden
im Dezember öffentlich ausge-
schrieben. (mel)

Beat Leuthardt
kündigt Rücktritt an
Wohnschutz Beat Leuthardt tritt
bis spätestens 28. Mai 2024 aus
der BaslerWohnschutzkommis-
sion aus.Das teilte der ehemalige
BaslerBasta-Grossrat und Senior
Consultant desMieterinnen- und
Mieterverbands Basel (MV) ges-
tern in einem Communiqué mit.
Vor zwei Jahren gewann der MV
die Volksabstimmung zu einem
verschärften Wohnschutzgesetz
in Basel. Dieses sah auch die
Kommission vor, die Leuthardt
nunverlassenwill. Gemäss Leut-
hardt höhle die Regierung die
Kompetenzen der Wohnschutz-
kommission aus und stärke statt-
dessen das bürokratische Bau-
inspektorat. (and)

Aids-Hilfe beider Basel:
Spendeneinbruch
Sparprogramm Wegenmassiv ein-
gebrochener Spendeneinnahmen
hat dieAids-Hilfe beiderBasel für
das Budget 2024 Sparmassnah-
men ergriffen. Vor dem Hinter-
grund globaler Katastrophen hat
die Spendenbereitschaft zur För-
derung sexueller Gesundheit ge-
litten, teilte die Hilfsorganisation
gesternmit. DieAids-Hilfe finan-
ziere sich zu einem Drittel aus
Spendeneinnahmen.Die Kernauf-
gaben würden zum Beispiel die
persönliche Beratung von Men-
schen mit HIV, den Betrieb des
Checkpoints oder die aufsuchen-
de Präventionsarbeit umfassen.
Die Aids-Hilfe wird sich gemäss
Communiqué nun auf diese Kern-
aufgaben konzentrieren.Weitere
Angebote, wie die vor zwei Jah-
ren eingeführten Beratungen für
Trans-Menschen, müssten nun
aber trotz grosser Nachfrage re-
duziert werden. (SDA)

Nachrichten


